
Schriftliche Fragen des Abgeordneten Jimmy Schulz 

vom 19. Dezember 2018 

(Monat Dezember 2018, Arbeits-Nr. 12/312,313) 

Fragen 

12/312 

Wurden die GebOhrenbemessungskriterien der Bundesministerien tor die Festset­

zung van GebOhren bei Anfragen nach dem lnformationsfreiheitsgesetz (IFG) ent­

sprechend der Leitsatzentscheidung des OVG Berlin-Brandenburg (Urteil vom 

14.09.2017- OVG 12 B 11.16) angepasst, und falls nein, bis wann sol/ das gesche­

hen (bitte nach Bundesministerium aufgeschWsselt)? 

121313 

Sind lnformationen, die Ober die Kriterien der GebOhrenfestsetzungspraxis der ein­

zelnen Bundesministerien und somit Ober die Hohe der zu erwartenden GebOhren 

bei Anfragen nach dem lnformationsfreiheitsgesetz (/FG) Auskunft geben, for Jeder­

mann offentlich einsehbar, und gibt es die Moglichkeit, im Voraus einer IFG-Anfrage 

eine Kostenschatzung zu erhalten (bitte nach Bundesministerium aufschWsseln)? 

Antwort 

Vorbemerkung : 

lnnerhalb der Beantwortungsfrist war eine Ermittlung der Anwendungspraxis aller 

Bundesministerien nicht moglich. Der Antwort der Bundesregierung liegt deshalb der 

derzeitige lnformationsstand zugrunde. 

Zu 12/312 

Die Rechtsprechung zur GebOhrenerhebung nach der GebOhrenverordnung zum IFG 

ist nicht einheitlich. Das vom Fragesteller zitierte Berufungsurteil bezieht sich auf den 

streitgegenstandlichen Fall und entfaltet Bindungswirkung tor diesen. Es ist schon 

deshalb nicht als ma~stabsetzend tor alle Bundesministerien anzusehen. 

Zu 12/313 

Regelma~ig ergeht ein obligatorischer Hinweis an Antragsteller, wenn die Notwen­

digkeit einer GebOhrenerhebung absehbar ist. 



- 2 -

Daruber hinaus werden IFG-Antragsteller beraten, um ggf. durch sachgerechte An­

tragstellung Gebuhren zu vermeiden oder zu reduzieren . Die Festsetzung einer Ge­

buhr zum Ausgleich des Verwaltungsaufwandes bei IFG-Antragen erfolgt daher in 

keinem Fall fur den Antragsteller Oberraschend. 



Schriftliche Fragen des Abgeordneten Jimmy Schulz 

vom 11. Januar 2019 

(Monat Januar 2019, Arbeits-Nr. 1/99) 

Fragen 

1. Warum hat die Bundesregierung die Gebührenpraxis aller Ressorts für die Fest- 

setzung von Gebühren bei Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

trotz der grundsätzlichen, überden Fall hinausreichenden Kritik des OVG Berlin- 

Brandenburg (Urteil vom 14.09.2017 - OVG 12 B11.16), nicht angepasst, wie in der 

Antwort auf meine schriftliche Frage vom 19.12.2018 mit der Arbeits-Nr. 12/312 dar- 

gelegt (bitte ggf. nach Ressorts aufschlüsseln), und welche von dem genannten Ur- 

teil abweichenden richterlichen Entscheidungen, die bezüglich der Gebührenpraxis 

relevant wären, sind der Bundesregierung bekannt? 

2. Warum hat sich die Bundesregierung entschieden, wie in der Antwort auf meine 

schriftliche Frage vom 19.12.2018 mit der Arbeits-Nr. 12/312 dargelegt, keine Revisi- 

on zum BVerwG einzulegen, obwohl diese zugelassen war, wenn sie die Ansicht des 

OVG Berlin-Brandenburg (Urteil vom 14.09.2017 - OVG 12 B 11.16) nicht teilt? 

Antworten 

Zu 1. 

Die Ermessensentscheidungen über die Bemessung von IFG-Gebühren (Informati- 

onsfreiheitsgesetz) waren bis zur Entscheidung des Oberverwaltungsgericht Berlin- 

Brandenburg (OVG BB) vom 14. September 2017 in der Rechtsprechung unbean- 

standet. Bisher ist es das einzige OVG, das konkretisierende Maßstäbe zur proporti- 

onalen Reduzierung von Gebühren bei einem Verwaltungsaufwand von mehr als 500 

Euro gefordert hat. In Entscheidungen anderer Gerichte (etwa denen des für das 

Verwaltungsgericht [VG] Köln zuständigen OVG Münster) wird die hier in Rede ste- 
hende Fragestellung überhaupt nicht problematisiert. Insoweit besteht auch keine 

Notwendigkeit, jenseits der Bindungswirkung dieser Entscheidung eine unbeanstan- 

dete Praxis zu ändern. 

Zu 2. 

Die Rechtsprechung zur Gebührenerhebung nach der Gebührenverordnung zum IFG 

ist nicht einheitlich. Innerhalb der Bundesregierung konnte innerhalb der zur Verfü- 

gung stehenden Zeit keine einheitliche Rechtsauffassung erzielt werden. Aus diesem 

Grund wurde auf die Einlegung der Revision verzichtet. 
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